
Antrag DZ-01: Eine starke Demokratie braucht einen starken 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk!
Antragsteller*in: AWO Präsidium
Status: angenommen
Sachgebiet: DZ - Demokratie & Zivilgesellschaft
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Die AWO bekennt sich zu einem starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk als einer
wesentlichen Säule unserer Demokratie. Der ÖRR muss dafür ein Garant für
qualitativ hochwertigen und vielfältigen Journalismus sein.

Der ÖRR muss digitale Teilhabe und Demokratiebildung durch eine vielfältige und
objektive Berichterstattung über politische und gesellschaftliche Themen
ermöglichen. Dabei sind die Thema Barrierefreiheit und „Zugang für alle“ zu
berücksichtigen.

Um seinem Auftrag nachzukommen, braucht der öffentlich-rechtliche Rundfunk eine
verlässliche und auskömmliche Finanzierung durch einen angemessenen
Rundfunkbeitrag, der allgemeine Kostensteigerungen auffängt. Dieser Beitrag darf
nicht zum Spielball von kurzfristigen politischen Entscheidungen werden. Die
Weigerung der Ministerpräsidenten, die Empfehlung der KEF (Kommission zur
Ermittlung des Rundfunkbeitrages) umzusetzen, ist ein klarer Rechts- und
Verfassungsverstoß, den die Rundfunkanstalten im Rahmen ihrer unternehmerischen
Verantwortung konsequenterweise mit der Verfassungsbeschwerde angegriffen
haben. 

Ein staatsferner öffentlich-rechtlicher Rundfunk muss sich den notwendigen
Reformen stellen und die Herausforderungen aus dem
Rundfunkänderungsstaatsvertrag annehmen. Er muss sich immer wieder einer
öffentlichen Diskussion stellen und weiterentwickeln. Dazu braucht es
Transparenz in seinem Handeln und einen eff㘶zienten Umgang mit den zur Verfügung
gestellten Mitteln. Alle Reformen müssen sich am Interesse der Zusehenden
orientieren. Die Pluralität der Informations- und Nachrichtenformate ist in
Zeiten von Fake-News mehr denn je erforderlich.

Begründung
Nach der Befreiung Deutschlands vom Faschismus war die Auf㘶ösung des Staatsrundfunks eine politische 
Konsequenz zum Aufbau einer stabilen Demokratie. An seine Stelle rückten politische, aber staatsferne 
öffentliche Medien. Diese sollten von der Zivilgesellschaft kontrolliert Garanten für publizistische Vielfalt 
und gesellschaftspolitische Meinungsbildung sein.

In einer Zeit, in der unsere Demokratie immer stärker unter Druck steht, braucht es Haltelinien und 
Stabilisatoren. Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk kommt hier eine ganz besondere Rolle auch im 
Rahmen der Politischen Bildung und dem Werben für Demokratie zu. Um aber seine eigene 
Glaubwürdigkeit nicht zu gefährden, muss er an sich ein hohes Maß an Transparenz und Integrität stellen.
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